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Dits feudate un^arisei^e Strafrecht beruhte bis zum lü. Jahrinmdert 
auf zwei Hauptpfeilern: auf den königlichen Dekreten (Verordnungen) 
und auf dem viele heidnische Elemente beinhaltenden Gewohnheitsrecht. 
Anfang des 16. Jahrhunderts faßte Stephan W'erbüczi das ungarische 
Gewohnheitsrecht in seinem berühmten ,,Tripartitum opus" mit der 
Zielsetzung zusammen, das geschriebene Gewohnheitsrecht durch die 
Zustimmung sowohl des ungarischen Reichstags als auch des Königs in 
den Rang von Gesetzesrecht zu erheben. Dieser Kodifikationsversuch 
blieb allerdings insoweit erfolglos, als das Tripartitum niemals Gesetz 
wurde, ln der Praxis aber wurde es durchaus gebraucht und als Haupt­
kunde des ungarischen Strafrechts angewandt.
Das Tripartitum gelang zu immer höherer Bedeutung und konnte 
auch nicht durch das von dem Habsburger König inspirierten ,,Quadri- 
partitum" ersetzt und verdrängt werden. Die ungarische adelige Strafge­
richtsbarkeit beruhte 300 Jahre auf dieser spezifisch ungarischen Schöp­
fung. dem Tripartitum, der ..Bibel des Adels". Der fremde König mußte 
bei der Krönung immer ausdrücklich versprechen, daß er Ungarn, die 
Länder der Stephanskrone, nach ihren eigenen Gesetzen regieren und nie 
den Versuch unternehmen werde, diesen Ländern fremde Gesetze, auch 
Strafgesetze aufzuoktroyieren. Die Carolina, die Theresiana, die Josephina 
konnten nicht die Kraft des ungarischen Gewohnheitsrechts, des Triparti- 
tums untergraben, sich nie als Quellen des adeligen ungarischen Straf­
rechts durchsetzen. Es ist eine andere Frage, wie weit die städtische 
Gerichtsbarkeit in Ungarn durch fremde RechtspueHen beeinflußt wurde. 
Den ungarischen Verhältnissen entsprechend darf die Rolle der Städte 
im allgemeinen Rechtsleben aber nicht überschätzt werden.
Die Eigenart des feudalen ungarischen Strafrechts wurde so durch 
das Beharren am Tripartitum erfolgreich bewahrt, der ungarische Reichs­
tagwar über 300 Jahre sorgfältiger Hüterder ,, Bibel" gewesen. Das Tripar­
titum diente gleichzeitig zur Ablehnung aller ..fremden" und aller ..fort-
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sc ln ittlich cn "  B estrebungen. Dam it is t jedoch n icht gesagt, daß die 
dam aligen  österreichischen strafrech tlichen  In s titu tio n en  und Kechts- 
sätxe im allgem einen als fo rtscch rittlich  angesehen werden konnten.
Das im Tripartitum konservierte urfeudale Strafrecht widerstand 
allerdings nicht nur österreichischen Ersatzversuchen, sondern auch 
ungarischen Kodifikationsentwürfen. Mach langjähriger Arbeit scheiterte 
der erste bedeutende Kodifikationsversuch im Jahre 1795.
Der dreiteilige Entwurf vom Jahre 1843 wurde nie Besetz. Er faßte 
das materielle Strafrecht, das Strafverfahren und das Strafvo)Ixugswesen 
zusammen und wurde von den europäischen Zeitgenossen als fortschritt­
licher, meisterhaft aufgebauter Entwurf angesehen. Obwohl dieser Ent­
wurf nie Besetzeskraft erlangte, hat er die Praxis weitgehend beeinflußt 
und wurde aut dem Wege des Oewohnheitsrechts in weitem Umfang 
angewandt.
Die bürgerliche Revolution vom Jahre 1848 öffnete ein neues Kapitel 
in der Oeschichte des ungarischen Strafrechts. Zu Beratungen über den 
Entwurf 1843 fehlte es an Zeit, es wurden aber zahlreiche Besetze mit 
strafrechtlichem Charakter verabschiedet. Nach dem Scheitern der Revo­
lution sind diese Besetze außer Kraft gesetzt worden.
Im Laufe der Verhandlungen über den Ausgleich im Jahre 1867 
zwischen Österreich und Ungarn tauchte immer wieder die Frage auf. ob 
bei der Schaffung des neuen ungarischen Strafgesetzbuchs der josephini- 
sclie W eg. d. h. die Annahme des österreichischen Strafrechts oder der 
Weg der eigenen Besetzgebung einzuschlagen sei. Die Rezeptionsversuc-ho 
wurden von ungarischer Seite streng abgclehnt und 1861 wurde für die 
1 bergangs])eriode bis zur königlichen Einberufung eines erneuten Reichs­
tages. der sich dann mit der strafrechtlichen Kodifikation befassen sollte. 
dasTripartitum — mutatismutandis — für maßgebend erklärt.
Nach dem Ausgleich 1867 wurde als Ergebnis langjähriger Vorbc- 
rcitungsarbeit die Zeit zur Kodifikation reif, 1878 wurde durch das Besetz 
V. das Strafgesetzbuch geschaffen. Das Vorbild bei dieser Kodifikation 
war einerseits der ungarische Entwurf vom Jahre 1843. andererseits das 
Besamtergebnis der damaligen europäischen strafrechtlichen Kodifika­
tion. Die herrschenden Klassen Ungarns haben in der dem Ausgleich 
folgenden Periode die Selbständigkeit des ungarischen Strafrechts aus­
drücklich betont und bewahrt. Dieses Bestreben wurde durch das gleich­
zeitige Beharren an den feudalen Traditionen und durch die Demonstra­
tion der nationalen Unabhängigkeit motiviert.
Die nationale Eigenart des ungarischen Strafrechts wurde jahrhun­
dertelang nicht nur als rechtliches, sondern auch als politisches Problem 
betrachtet. Jm Laufe der politischen Auseinandersetzungen zwischen 
Österreich und Ungarn spielte die Problematik des Strafrechts verglichen 
mit dem Verfassungsrecht nur eine sekundäre Rolle, die aber innenpoli­
tisch von großer Bedeutung war. Da von österreichischer Seite keine ernst­
haften josephinistischen Bestrebungen in dieser Hinsicht mehr zu spüren 
waren, kamen für die Zukunft Zweifel an der Selbständigkeit des ungari­
schen Strafrechts nicht mehr auf. Das Besetz V. vom Jahre 1878 war
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konservative]' ats sein Yorbitd. der Entwurf vont Jahre 1843. Obwohl 
dieses Strafgesetzbuch mehrfach novetliert und ergänzt wurde, (heute 
cs sietteti J.dirzeitnte als Fundament des ungarischen Strafrechts.
Dieser kurze Lberbtick soh als Hintergrund zu unseren weiteren 
Ausführungen (denen. In den Jahren des ersten Weltkriegs, in vödig 
veränderter Situation, wurden merkwürdige Bestrebungen prominenter 
Oelehrtcr zur Schaffung eines einheitdehen Strafrechts, auch das ungari­
sche umfassend, spürbar.
Die Keime dieser Bestrebungen sind in der Strafrechtsreform zu 
suchen. Soweit die Oeschichte der Reform des österreichischen Strafrechts 
xurückgeht, findet siet) in ihr stets das Bestreben zum Anschtuß an die 
Rechtsentwicktung in Deutschland. Auch die Ereignisse von 18(i6 und 
1H71 71 haben daran nichts geändert. Das deutsche Recht winde eindeu­
tig xum \ orbitd des österreichischen genommen. Das gteichxeitige Streiten 
indcrSchwcix. in Österreich und in Deutschtum! nach einer Erneuerung 
des Strafrechts hat dazu geführt, daß (de nationaten Schranken fast ais 
bedeutungstos erschienen. Die Strafrechtswissenschaft bemühte siet) 
bewußt um tutcruatiomdität: (de Auswertung und Benutzung gegenseiti­
ger wissenschaftlicher Ergebnisse gehörte zu den ('harakterxügcn dieser 
Refornibewegu ng.
Das Bestreben, zu Ausgteich und möglichster Einheit auf dem Gebiet 
des Strafrechts zu kommen, erschien während der Yorkricgsjahrc ats 
setbstverständliche wissenschaftliche Methode. Dieses Ycrfahrcn tud in 
den Kriegsjahren einen neuen Inhalt bekommen: die Yereinheitdchung 
des Strafrechts wurde ats erster Beitritt zur Schaffung eines europäischen 
Staatcnvcrbandcs angesehen, wetcher durch den Zusammenschluß von 
Deutschtum! und Östcrreich-Lngarn enfstetiet) unds})äter fortgebitdct 
weiden sollte.
Der geistige \'ater eines mitteleuropäischen Staaten Verbundes scheint 
Franz v. Liszt zu sein. IM!4 schreibt er über die „beiden Staaten", 
Deutschtum! und Österreich l'ngarn und über zwei Yötker. wobei ver­
mutlich nicht das österreictiischeYotk außer actit bdeb. (Ein mitteleu­
ropäischer Staatenvcrtiand. Lei[tzig, 4ö S.) Seine Ausführungen s[tieaeln 
(de \Yunsct)trät)tne (1er Xentralmächtc wi(h-r: der Xusammcnschtuß von 
DeutsctdandundÖsterreic)) Lngarn soll als Krist.ddsationsjmnkt für 
dic Organisation der iittrigen mittotcuropäisction Staaten, der Nieder­
lande. der drei skandinavisctteU Staaten, der Setiwciz, Italien und der Bal- 
kantialt)inset mit Fnnschhtß der europiiischcn Türkei dienen.
Die \ or.sct)hige \on Liszt zur \erwirk)icl)umf dieses Ptogrammes in 
bezug auf die t)etroffe))en Staaten ])eint);)tteten die l'mstetlung des wissen- 
schaftdct)en Letiensaufeinetueit)*. in den Orundziigen iibereinstintttiende 
Orut)dlage. die \'erei))l)eittictmng des Maß- !))id Oewiehtssystons, sowie 
die der Währung. Als Fotgc würde rasch ein ..mitteleuropäisches Yhlker- 
recht" entstehen. I tter die Auslegung und Anwendung der gcschtossencn 
Yerträge soltte ein gemeinsames, ständiges Schiedsgericht entscheiden.
Die W orte W iltietm 11.: .. leli kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur 
Dcutscttc! Kd v. Liszt damit ergänzt, daß seiner.Meinunn nach atle
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politischen, nationalen nnd religiösen Gegensätze wie mit einem Seit läge 
verschwunden wären und das ganze deutsche Volk eine psychische Ein­
heit sei. Den festen K on des von ihm vorgeschlagenen europäischen 
Staatenverbandes sollten die beiden Zentralmächte bilden: Deutschland 
und Österreich — 1 ngarn.
Der Ruf von Liszt ist ein Konzentrat der irrealen Bestrebungen 
der Zentralmächte, eine Art Kolonialisationsprogramm. Er ist aber eine 
Skizzierung, als Vereinheitlichungsmittel wurde das Strafrecht kaum 
erwähnt. Zwei Jahre später fand der Wiener Professor Graf Gle'spach die 
Zeit reif, das Vereinheitlichungsbestreben auf das Gebiet des Strafrechts 
auszudehnen. Er schreibt ausdrücklich, daß es gerade das Gebiet der 
Strafrechtsreform sei. welches besonders geeignet erschiene, den überall 
zu verspürenden Bestrebungen nach Ausgleich und Vereinheitlichung 
Ausdruck zu verleihen. Damit ist der Wandel spürbar: Brüher beinhalte­
ten die in wissenschaftlicher Gemeinschaft deutscher, schweizerischer 
und österreichischer Gelehrter entwickelten Reformbestrebungen ein 
spontanes Ringen um das Internationale, um das Überwinden nationaler 
Schranken. Dabei wurden die Möglichkeiten der Wissenschaft häutig 
überschätzt , die historischen Traditionen der einzelnen Länder außer acht 
gelassen. Eines steht aber fest: ursprünglich war die Reform des Straf­
rechts das eigentliche Ziel gewesen, v. Liszt und Graf Gleispach betrach­
teten die Strafrechtsreform aber nur als Mittel im Dienste des ..höheren 
Ziels": des Bestrebens, zur Einheitlichkeit unter den Bundesgenossen 
nach dem Krieg zu gelangen.
Gleispach betont die Vorteile einer Rechtsgleichheit auf dem Gebiet 
der Praxis and der Wissenschaft, daneben aber auch die noch erstre­
benswerteren idealen Vorteile der Rechtsgemeinschaft. Die Verschieden­
heit des Strafrechts verursache vielfach Schwierigkeiten, sobald das Ver­
brechen und die Bestrafung des Täters nicht auf das Inland beschränkt 
seien. Es tauchen fast bei jeder einzelnen Auslieferung Schwierigkeiten 
auf. sie vereiteln oft die Strafverfolgung oder die Verurteilung. (Straf- 
rechtsverenhcitiichung in Deutschland und Österreich —Ungarn, in: Deut- 
s c h c  Strafrechts-Zeitung 1916. Heft 3,'4). Die Strafrechtsvereinheitlichung 
habe in dieser Hinsicht eine wesentliche Vereinfachung der Strafrechts­
pflege zur Böige. Xoch bedeutsamer aber als der praktische erscheint itir 
Gleispach der erhoffte wissenschaftliche Gewinn: da der größte Teil des 
wissenschaftlichen Schrifttums auf dom geltenden Recht fußt, würde 
die Rechtsgleichheit bedeuten, daß die ganze geistige Arbeit, die ein 
Land leistet, unmittelbar auch dem ¡ruderen zugute käme. Schließlich 
erblickt er die ideellen Vorteile der Rechtsgemeinschaft darin, daß das 
gemeinsame gleiche Recht die Gefühle des Zusammenhalts fördere, ja 
sogar erzeuge.
Alle Ansichten, die in solchem Streben die Möglichkeit einer Beein­
trächtigung der vollen staatlichen Selbständigkeit sehen, seien falsch 
und unbegründet. Unter der Einwirkung des Krieges finde das gewaltige 
Aufwärtsstreben zur Vereinheitlichung statt: 1916 hatte sich ein Aus­
schuß für Recht und Rechtspflege der ..Reichsdeutschen Waffenbrüder-
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!ic)ieu Vereinigung" gebildet und der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß 
der Krieg das ,.ed!e Ziel" einer Rechtsvereinheitlichung nur [V)]ge haben 
wenie. Gleispach's Meinung nach könnte die Strafrechtsreform derSturm- 
bock sem, der in die bisher bestehenden Sehranken der Rechtsgleichheit 
die erste grobe Bresche schlägt, wodurch die treu verbündeten Staaten 
und Völker ein neues Band umschlänge. -  „Auf zur Vereinheitlichung 
des Strafrechts! — schließt er seine Ausführungen. „Deutsch—öster  ^
reichisch —ungarische Juristen vereinigt Euch!" -  heißt es bei der „Reichs­
deutschen Waffenbrüderlichen Vereinigung".
Liszt's Kampfruf im Jahre I!)16 hatte" keinen Widerhall gefunden, 
dtc Gleispach'schcn Ausführungen sind dagegen Ausgangspunkt einer 
heftigen wissenschaftlichen Diskussion geworden. Zuerst ¡neidete sich 
auf ungarischer Seite Rusztcm \arnberyzu Wort. (Zur Vercinheitüchum' 
des Strafrechts, in: Deutsche Strafrechts-Zeitung, 1016. Heft 5/6). Er 
versichert (<leispach seiner grundsätzlichen Zustimmung, mit der An­
merkung, nicht das ..ob . sondern das „wie" verursache Schwierigkeiten. 
Die „faszinierende Zeit des Krieges hält auch er* für besonders ceeimret, 
fliese Arbeit irr Angriff zu nehmen. Nach dieser prinzipiellen Übereinstim­
mung führt er aber eitre Reihe von Bedenken auf. Die W erte, welche die 
Ligenkultur des Rechts birgt, sollen nicht beeinträchtigt werden, die 
\ olksverbundcnheit soll nicht durch eitr Machtwort ersetzt werden. Er­
hält tun- einzelne Abschnitte des allgemeinen Teils zur vereinheitlichen­
den Heranziehung geeignet, vor allem die Begriffsbestimmungen, die 
mehr Lehrsätze als Rechtsnormen sind. Darunter versteht erllie  Be­
stimmungen der Zurechnungsfähigkeit, des Vorsatzes, der Fahrlässig­
keit usw.
Die ins Detail gehende Polenrisierutrg hört aber mit einem Schlage 
auf, als Vämbery zur 1 ntersuchung der von ( ileispach vorgeschlagenen 
Generaltaktik gelangt. Deröstcrreichische Gelehrte wollte nämlich Ungarn 
von der Mittwirkung bei der Vorbcrcitungsarbeit ausschalten, mit der 
Legründung. daß die strafrechtlicher) Vorarbeiten irr Ungarn triebt so 
weit vorgeschritten seien wie in Deutschland und Österreich. Vämberv, 
der behauptet, daß das ungarische Strafrecht nicht eine Nach-, sondern 
eine Fortbildung des deutschen sei, vertrat den Standpunkt, daß die 
Mitarbeit an einem Recht, das zum Teil auch ungarisches Recht werden 
solle, eine unerläßliche Vorbedingung sei. Er deutet nicht darauf hin, 
vielleicht merkte er es gar triebt, wie genau er die „gravamina", die Be­
schwerden der feudalen ungarischen Reichstage, wiederholt hat: die 
Gewalt des deutsch-österreichischen Strafrechtsblocks, der ohne unser 
Zuturr zustande käme, würde irr der Wirklichkeit erdrückend wirken. 
Seine folgenden W orte ähneln gespenstisch der kroatischer) Zukunftser­
wartung der Ausgleichsperiode: „Nicht die Anziehungskraft der großen 
Masse soll bei der Rechtsausgleichung zur Geltung gelangen, sondern die 
Weihe der Dreieinigkeit...". 1868 stand Ungarn allerdings als Zweiter 
an der- Seite Österreichs und es wurde für die Kroaten in dem Dualis­
mus kein dritter- Platz eingerichtet.
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])as nächste Dojtpelheft der DeutschenStrafrechts-Zcitungbeinhaltet 
die Stellungnahme von Wilhelm Kahl. Auf Wunsch der Redaktion hat 
er seine ideinung als deutsehc Antwort auf (deispaehs und Vümberv's 
Ausführungen gegeben.
J)ie ..Hochstimmung" der Kricgszcit reicht Kahl's Meinung nach 
nicht aus. um ein so nüchternes und seriöses Heehtswerk. wie es die Verein­
heitlichung des Strafrechts sein würde, zu Knde zu bringen. Er weicht 
im Grunde von den Erwartungen seiner Kollegen ab. Von der Erreich­
barkeit des Zieles, der Vereinheitlichung des Strafrechts, ist Wilhelm 
Kahl nicht überzeugt. Seine Zweifel sind aber nicht nur auf den Bereich 
des ..Wie" beschränkt, Kahl erhebt bemerkenswerte Bedenken gegen die 
Vermutung des erwarteten politischen Gewinnes der Vereinheitlichung- 
Viele Erfahrungen und Beispiele aus der Geschichte warnten ihn vor 
dem Irrglauben, daß gemeinsame Kulturbestrebungeu und Rechts- 
Ycrwandtschaft Hüter und Sichcrungsmittcl der Gemeinschaft und 
Freundschaft unter den Staaten sein könnten. Die Roehtscinhcit vermag 
das Aufblühen des Bartikularismus nicht zu verhindern.
Gleispach's und Vümberv's Hochstimmung gegenüber verfolgt Kahl 
einen erfahrungsreichen und realistischen Gedankengang. Das Woh!ver­
halten der Staaten gegeneinander reguliert sich jeweils ausschließlich 
nach der Stärke der Einheit und Verschiedenheit ihrer Interessen. Das 
sollte aber nicht bedeuten, daß die Rechtseinheit keine Vorteile mit sich 
brächte. Kach seiner l'hcrzeugung werden die Bestrebungen nach der 
Vereinheitlichung im wesentlichen aber nicht über das Wirtschafts- und 
Verkehrswesen hinausschreiten können. Das Strafrecht sei dazu nicht 
geeignet. Es ist mehr als ein anderer feil des Rechts an die geschicht­
liche Eigenart eines Volkes, an seine Rechtssymbolik, an ethische und 
religiöse Vorstellungen, an soziale Verhältnisse, an eigentümliche Ent­
wicklungsbedingungen und Erscheinungsformen des Verbrechertums 
gebunden. Wir würden gerne noch hinzufügen, daß das Strafrecht eines 
Volkes die geschichtlich bestimmten konkreten Verhältnisse gesellschaft­
licher Gruppen, die im Laufe der Zeit entwickelten Methoden der oberen 
Gruppen gegenübet' anderen Gruppierungen, widerspiegelt. Bei allen 
Staaten besteht das Bedürfnis nach individuellem Strafrecht.
Die deutschen Entwürfe wäret) mit dem ernsten Willen umfassender 
Verwertung des dargebotenen iut-rnationalen Strafrechtsstoffes aus- 
"earbeitet. Die Rcfom hat die ..Vergleichende Darstellung des deutsche)) 
u n d  ausländische)) Strafrechts" eingclcitet. in RS Bänden lagen die Strai- 
gesetze und Entwürfe aller Staaten vor. Itn Vorwort wurde als Aufgabe 
für den Gesetzgeber gestellt. daß er ..einen Standpunkt zu gewinnet) 
suchen muß. der nicht nur das eigene Recht vollkommen übersehet), sott 
dem über dessen Schranken hinaus alle Zusammenhänge erkennen und 
das heimische Recht als ein individuell gestaltetes Gebilde der allgemei­
nen Rcchtsentwicklung aller Kulturvölker erfasset) läßt." Der Ertrag 
war aber in den beiden amtlichen Entwürfet) und in dem privaten Ge­
genentwurf in dieser Hinsicht gering: die Lbcrnahme und Verwendungs-
fähigkeit von fremden Recht war minimal. Diese Rcchtsvcrgleichung
1Ü4 U N IV .  DOZ. DR. F E R E N C S t K
Vat bewiesen, daß strafrechtliche Grundanschauungen und Einzclsätze 
international gemeinsam seit) können, hei ihrer gesetzlichen Ausprägung 
alter (ias nationale Bedürftns allein den Ausschlag gi!d. Das aitgemeine 
Bedürfnis der Bestrafung un<i Bekämpfung des Verbrechertums reicht 
nicht aus. Hs kommt eiten darauf an. was für strafbar gehaiten wird, und 
mit weichen Mitteln das Strafbare bekämpft werden so)!: hier entscheidet 
der nationaie Hinschiag. das individuelle Bedürfnis.
Schließlich weisen Kahl's Ausführungen auf die Hypothese hin. was 
itt dem unerwarteten Fa!i passierte, wenn die von den Kollegen erhoffte 
Strafrechtscinhcit in Zukunft doch erreicht würde. Die Strafreehtsnortnen 
aitern scitneüer als die des Privatrechts. Zwecks ausgleif hender Korrek­
tur müsse die Gesetzgebung eingreifen. Wenn jeder Staat wieder seine 
eigenen W ege ginge, wäre die Mühe umsonst. Wenn die einzelnen Staaten 
sich zu gemeinsamen Aktionen einigten, entstehen notwendig Abhängig­
keitsverhältnisse, die wiederum der Sache nicht dienlich sind.
Man hätte meinen können, daß nach Kald s gedankenreichen. über 
geschichtliche und politische Erfahrungen zeugende Ausführungen die 
Totenglocke für die mitteleuropäische Strafrcchtsgcmcinschaft geläutet 
würde, fm -fahre lt'17 publizierte aber die Zeitschrift für fie gesamte 
Strafrechtswissenschaft weitere Bolemik über dasselbe Thema, nachdem 
die ständige Deputation des Deutschen Juristentages am 8 . April 1SU7 be­
schloß. die Vereinheitlichung für das gesamte Handels-, W echsel- und 
Scheckrecht, das Schiffahrts-, Versicherungs- und Konkursrecht in 
Angriff zu nehmen. Bei dem Besuch der deutschen und (österreichischen 
Juristen in Budapest vom f). bis f2. Juni 1017 wurde dazu die freudige 
Mitarbeit der ungarischen Juristen zugcsichcrt.
Bei der Forderung einer Vereinheitlichung des Strafrechts ging v. 
Liszt von der Kulturgemeinschaft der Kriegsverbündeten aus. Diese 
Kulturgemeinschaff wäre eine gegebene Tatsache, die den ..geschlossenen 
mitteleuropäischen Kulturkreis" dem ostslavischen. dem romanischen 
und dem anglo-amerikauischen gegenüberstellte. ,,W'ir denken zugleich 
an diese Kulturgemeinschaft aber auch als an ein die verbündeten Völker 
immer fest umschließendes Band, das für alle Zukunft die Festigung 
und Vertiefung des politischen Bündnisses gewährleistet." Erst jetzt 
schreibt er die Schlüsselwörter, die die gesamte VereinheitüchungsweHc 
charakterisieren: es handelt sich um den .Jc.s'&r?; dea dey/fw/?—¿Mer- 
rc;'r//;'.sr/; —caygr/w/m?; /bba/ai.s.se.'f 2a riacr caycrca a.sr/a///
auf politischem, militärischem und wirtschaftlichem Gebiete. Die ge­
meinsame Kultur versteht er als Ziel der Entwicklung, welche zuerst als 
gegenseitige Teilnahme an den verschiedenen Kulturen der verbündeten 
Völker erscheint.
Bei diesem Ausgangspunkt muß also die Rechtsvergleichung auf 
einem ungleichen Boden, d. h. auf einer Ebene der mehr oder weniger 
verschiedencn Kulturen durchgeführt werden, die Vorbehalte von Kahl 
und Vámbcry sind v. Liszt's Ansicht nach vermeidlich. ,,Das Recht 
eines Volkes ist nicht nur Erzeugnis seiner Kultur, das getreue Abbild 
seines jeu-eiligen Geisteslebens, es ist zugleich auch einer der einfluß-
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reichsten Faktoren für die Gestaltung des Geisteslebens, für die Weiter­
bildung der Kuitur. Die Normen des Rechts sind nicht nur der Ausdruck 
der im Volke lebenden Werturteile, sondern zugleich auch Forderungen, 
die an das Denken und Empfinden, an das Willen und Handeln des Volkes 
gestellt werden. Sie wollen das Leben nicht nur werten, sondern auch 
normieren. .
Wan muß diesem rhetorischen Wortschwall die Zweifel entgegen- 
bringen, die bereits in den Ausführungen von Kahl zum Ausdruck kom­
men: weMer Gesetzgeber soll das Geistesleben der einzelnen Völker aus­
gestalten, MM sollte der Reichstag tagen, der die erwähnten Forderungen 
an das Wollen und Handeln der Völker stellen werde ? Alan hat keinen 
Grund anzunehmen, daß v. Liszt das damals neu lertiggestellte Buda­
pestet* Rarlamcntsgcbäude im Auge hatte. . .
Einen separaten Abschnitt widmet, v. Liszt den allgemeinen Beden 
ken Kahl's. Die Gemeinsamkeit der kulturellen Anschauungen über das. 
was ,.richtig" ist. binde die Völker nicht weniger stark als die Gemeinsam­
keit ihrer materiellen Interessen. Diese unrichtige These versucht v. 
Liszt gar nicht zu beweisen. Danach wendet er sich gegen die Kahl'schen 
Bedenken bezüglich der entscheidenden Rolle der geschichtlichen Ent­
wicklung in der Ausgestaltung des Strafrechts der einzelnen Völker. Im 
Jahre 1S70 ist die Verschiedenheit in der kulturelle)] Entwicklung, etwa 
in Baden einerseits und Hecklenburg andererseits, nicht größer gewesen, 
als 1!)17 die Verschiedenheit zwischen der reichsdcutsehen und der 
dcutseh—österreichischen Kultur — und doch ist damals das Reichs- 
strafgesetzbuch ohne jede größere Schwierigkeit angenommen und 
durchgeiührt worden. Innerhalb der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gehen die Kulturkrcise der deutschen, der französischen und der italieni­
schen Gebiete mindestens ebensoweit auseinander wie die Kulturent­
wicklung und Kulturstufen der drei Mittelmächte. Die nationale Eigen­
art des Strafrechts ist also kei)) Hindernis für die an sich wünschenswerte 
Vereinheitlichung der Strafgesetzgebung (!) in den drei Staaten.
Die aufgeführte)) Beispiele deutet) doch alle auf Bundesstaaten hi)). 
Sollte es nur dahin führen, daß die Strafrechtsvoreinheitlichung. wie sie 
früher hieß, dir (öa/a?H7m??tcr?o/gdcr /a'/G/g//ra A'/w/ca, 2?< Gaeta daa/.sr/, - 
3/MvtcM<yeM OewiMd.s/wd swr Fo/gc /u'd/e? An dieser Stelle soll die Frage 
unbeantwortet bleibet).
Obwohl cs nur von zweitrangiger Bedeutung ist. soll hier erwähnt 
werdet). <laß v. Liszt, gegenüber Glcispach die ganz entschiedene Ansicht 
vertreten hat, daß von Anfang an die Vorarbeiten von Vertretern der drei 
beteiligtet) Staaten gemeinsam in Angriff genommen werdet) müsset), da 
es nicht anginge, l'ngarn den Beitritt zu Beschlüssen offen zu halten, die 
von Deutschland und Österreich bindend gefaßt worden sind, ohne daß 
l'ngarn Gelegenheit zur Mitarbeit hatte.
Als Nächster äußerte in derselbe)) Zeitschrift Professor Goldschmidt 
seine Meinung. Er überschätzt die Bedeutung der Kcchtsvercinheitlichung 
für die Vereinheitlichung des Kulturellen und des Politischen nicht. Das 
Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch und die Allgemeine Deutsche
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Wechselordnung haben den Krieg von 1RH0 so wenig hindern können, wie 
die seither stattgehabte unterschiedliche Entwicklung des Handelsrechts 
die Verbündung von 1914. Unter der Voraussetzung, daß das Bestreben 
zur Vereinheitlichung sich ausschließlich auf das Recht beschränke, sei 
der Ansicht von Kahl zuzustimmen, daß der kulturelle und politische 
Erfolg die Höhen nicht lohne. Statt dessen sollte das Werk der Reclits- 
vercinheitlichung aar die eiac Nei/e des wirtschaftlichen und politischen 
Zusammenschlusses überhaupt sein. Die dauernde Lebensgemeinschaft, 
auf die sich Deutschland und Österreich —Ungarn einrichten müßten, 
würde nicht nur eine Cemeinschaft der Form, sondern auch des Inhalts, 
nicht nur eine des Rechts, sondern auch der Volkswirtschaft sein, und 
würde sich auch auf das Zoll- und Militärwesen erstrecken.
Holdschmidt's Ausführungen lassen darauf schließen, daß die ur­
sprünglich österreichischen Uedanken. die weitere, nähere Verbundenheit 
der Zentralmächte nach dem Alischluß des Krieges betreffend, auch 
einigen Kreisen der deutschen UcscHschaft nicht fremd waten. Die genaue 
Untersuchung dieser politischen Konzeption gehört jedoch nicht auf das 
Hcbiet der Rechtsgeschichtc und kann daher nicht als unsere Aufgabe 
angesehen werden.
Die Einrichtung einer ..dauernden Lebensgemeinschaft" stößt sich 
aber an einem bedeutenden Hindernis, wenn es sich um die Vereinheit­
lichung des Strafrechts handelt, nämlich an dem Fehlen eines für die 
goneinsame Strafgesetzgebung zuständigen Organes. Da das Straf­
recht einen starken politischen Einschlag hat. hält es Uoldschmidt für 
ausgeschlossen, für eine verfassungsmäßige Unmöglichkeit, daß sich die 
einzelnen Staaten en bloc zu einer Annahme eines gemeinsamen Straf­
rechts bereit finden würden. Aber auch dafür gäbe es ein Beispiel.
1912 war der von doi Regierungen Österreichsund 1 ngarns verein­
barte Entwurf einer gemeinsamen Militärstrafprozeßordnung von den 
Parlamenten beider Reichshälften unverändert angenommen worden. 
Holdschmidt schreibt nichts näheres darüber, auf welche Art und Weise 
dies geschah, ln dem ungarischen Parlament wurde 1912 auch der frühere 
Anschein dos Parlamentarismus verhöhnt, es fielen Schüsse im Uebäude 
und bewaffnetes Personal sorgte dafür, daß für die Regierung uner­
wünschte Redner sich schnell außerhalb der Verhandlungsräume wieder 
fanden, ln einer solchen Situation war auch das Unmögliche ..verfas­
sungsmäßig.".
Holdschmidt schlägt vor, diesen Weg der en-bloc-Annah me nicht zu 
beschreiten. Statt dessen sollte es zuerst zu einem wirtschaftlichen und 
politischen Zusammenschluß auf dem Hebiete des Zoll- oder Militär­
wesens kommen. Dann ,.läge der Hedankc an ein ..Zollparlament" oder 
an ..Delegationen" Mic/d wc/rr so /<??*%, und es wäre auch Aussicht auf ein 
/ar eine <y<??MfiM.sMH;e Mra/ye-yeHye/iMMy 2a.s'?äMd;'<yes Orgr/M eröffnet, die 
Hrundbcdingung einer Strafrechtsvereinheitlichung in greifbare Nähe 
gerückt . . Dies bedeutete mit anderen Worten nichts anderes, daß die 
geplante Entwicklung mit dem Verlust der staatlichen Selbständigkeit 
der ehemaligen Verbündeten Hand in Hand ginge.
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Für Professor Rittertmtier schien ein eittheitlichcs mittelcuropäi- 
sctics Strtifrecht dtttchaus wünschenswert. (Zeitschrift für (Ue ^csamta 
Strafrcchtswisscnsclutft. Ihtttfl 38. 1!)]7). Ersieht in (io* Vereinheitlichutix 
lies Strafrechts die Schaffn mr eines neuen Kulturfaktors. durch den die 
deutsehe Knltttrttttffassunif stärker ;tls bisher zttr( ¡eit ttttx komtnen könne.
Die (¡rundxethtuken der deutschen. österreichischen und unxa- 
rischeu Rechtssystetne seien aus eitler W'urxel entsprösset). in derl'heorie 
itieit er die Einbeziehunx der Schweix in ein vereixheitiichtes Strafrecht 
für durchaus wünschenswert uttd tnöuiieii. i«'tonte aller. tlaß dies in (ier 
fhasis aus politischen (¡Winden äußerst prohicniatisch sein würde.
Rittcrmaicr wertet die ifcplantc \*ercinheitlif Itttnu ()es Strafrceitts 
cituieutie ais ¡toiit ischcs Hittei. Das xttkünftixe Mitteleuropa werde durch 
ein einiieitiieites Strafrecht andere (icsctxxebunxen st;trk beeittfhtssen 
und durch diese Cedankenbeeinfhtssuny eritöite sich wieder die Alöyhch- 
keit des pniitischen Einflusses. Hin eindetttixes, ktares Froxrttmtu.
August Fiueer (Haiie) setze sich mit den Ausführunxen von Liszt 
und Mittcrmaicr attseinataier. (Zeitschrift für die Gesamte Strafrechts­
wissenschaft. ebenda). Der (¡edttttke. durch ein übereitistinimendes 
Sttufrecht eine eittheitlicheKttlturheibeizuführen. erinnert ihn an die 
Hcstrciutmtcn <icr \'crein;tcitiic)unnr dm* Sprachen durch Einfiihrttux 
des \*o)a}tük oder des Fs])er:tnto. (iteichzeitix wies er (iarattf iiin. dal.! 
detnHestrcben. eine wciterirchende Annäherung vottDeutschlattd. Oster- 
reich urul i'nxarn herbeizuführen, yroße (¡efaitren droiten. Kine Reittc voit 
(¡edanken. die sonst Zustinnnunx fänden, würden nätniieit in vielen 
Schichten auf stärksten W'/dcrsjtruch stoßen, wenn sie :ds..I]])])ort wate" 
erkentthar seien. Ein ii 1 tereinstitt)ntendes Strafxesetx könne den 
einer Kntwicidunxspitasc bilden. <tn den A nfanxxesetztw tutlccstlas  
(¡exettteil des (¡ewollten erreichen: es würde entzweiett st.ttt ztt einet).
Autrust Finxcr enthüllt dett Widersprttch.welcherzwischendenei 
xentliehcti Zielsetzunxcn und den aktuellen mafhtttolitischett Hestre 
Imnxeit der tuodertten Schttlc hesteitt. Die ttuttt nixfachen Reform vorschläxe. 
die xcade v. Liszt zieHtewttßt vertreten Itat. laufen darauf hitutus. die 
Str.afreclt<s])flexe vott den Fesseln eitter allxetnein xclialtcnen \'orschrift 
ztt hefreien. um <lie Heriicksichtixunx des Hinzelfailes besser ztt ermöx- 
liclten. Dem Wesen der Strafrechtsreform stehen die ebenfalls von \ . 
Liszt vertretenen \üreinheitliclutnxs\f'rsch]äxedi.at)tetral etttxexen, dentt 
die Einführunx cinheitlichett Rechts für ntehrerc Staaten wird stets 
weitgehende \*cra 1 lgemcinerunxen tnit sich brinxen. Dcments]irechend 
w;tr cs kein Zufall, sottdern fhts Erxebnis folxericlttixen Dcttkcns. daß die 
Anhänxer der Lombroso'selten Richttttiy in Italien (¡cyner einer \'erein- 
heitlichunx des Strafrechts waren. Sic satten in eitler Vcreinhcitlichuny 
des Rechts eine Ersehwcruny der \erwirkliclmnx individueller Rchand- 
htny jedes Täters.
1018 berichtet die Zeitschrift für die yesamte Strafrechtswissen­
schaft. daß itt der Zwischenzeit in 1 Dxarn die Meinunxen über die Verein- 
lteitlichunx <les Strafrechts weitychetul :tttsein;uiderxcxatixen waren.
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Professor DtileschaH ( Budapest ) wendete sieti energisch gegft) <tie 
von Liszt jiropagiuite Pfee eines gemeinsamen Strafgesetzbuches für 
Ungarn, Österreich und Dcutsehiand. da hinter der Yereinheitiichung 
des Strafrechts eine poiitische Annäherungstendcnx fiiliHiar werde, (tie 
(teil staattichen iiKtividuahtätsrectitcn Ungarns keine Rücksicht trage. 
Österreich —Ungarn wurde mehrfach ais ein öesamtreich bcxeicimet, 
ohwotd das Kaisertum Österreich um) fias Königreich Ungarn paritätisch 
nebeneinander iebendo, rechtlich gieit iigesteüte Staaten waren.
Eine Kuiturgcmoinschaft, wie sie a!s Uegrütxiung der Rectitsverein- 
iieitiictiung \ic)facl) iiervorgetmben wurde, bestehe zwischen öeutsch- 
!and. Österreich und Ungarn nicht in dem hcxeichnetcn AiaMc. An (iie 
Steile fies Schiagwortes einer strafreciitiieiien Ycreinhcithchung könnte 
fier (tedanke einer strafreciitiieiien Rechtsannäherung treten.
Die schärfste Kritik an den Ycrcinheitiichungshestrebungen wurde 
von fier Geschichte seit ist geübt.
ni t fims poutt t \ [Hum !'t:\ \t, t \n \nn: t;\ m ttort; < K\tnat u 
O'.tl t 1!) 7)
Dozent  K E H K X t 'S l K :
/V u a :  r. proposa on lh l4  l'organisa! iot! (¡ 'une union dos E ta t s  de  i'Kurtfpo
centrait ' ,  là i  1!H h. /c y//q/es.scio* (//¿/.spucà lu t  raffinmt(*ur des in it ia t ives  (h; c o m p ro m is  e t  
dhm if ica t ion  d)! d ro i t  pém d ehex les alliés a llem ands,  au tr ich iens  et hotigrois. \  son avis ,  
1-s ha tr ières  en tre  les législations !nttio!fal*s sem blaient  presfjue to m b ées  pa r  su i te  des 
e fforts  c o n co m ita n ts  ten d a n t  au  renouvellem ent du  droit  pénal en Suisse, en Au! riche <1 en 
Allemagne. Le rem an iem en t  d u  pro je t  hongrois de  1374 rendai t  a p p a re n te ,  on Hongrie  
ég a lem e n t . la t' -ndanco à  se co n to ü n e r  à l 'évolution de l 'A u tr iche  et de  l 'Allemagne.
Du t ô té  hongrois. l'd?"è<-/*V é ta i t  d 'accord  en princi{)o avec  Gleispach, m ais  avec  une 
¡ü u den tc  !'ése! ve. li AoA/ taisait remar((ner ijue l 'accord du  tem p s  de guerre  ne
suffisait pas pour  m ener  à  honno fin une oeuvre  de réibrmo aussi difficile.
1! fallut un  cer ta in  tem p s  pour q u 'a p rè s  la c r it ique  de  fond fa ite  par  Kahl,  les p a r ­
t isans  de  l 'uu if icat ion  du  dro i t  pénal tussent p rê ts  à renouveler  iour^ proposi t ions .  En  
HH 7 u. /ÆS2/ rep r i t  la parole.  P o u r  unifier le d ro i t  pénal do l 'E u ro p e  cen t ra le  il
f dlait p a r t i r  de  la c o m m u n a u té  de  c u ltu re  des peuples alliés. Ensu i te  il d e m a n d a i t  lui 
aussi la c réa tion  d 'u n e  législation pénale  un i ta i re  pour  les puissances cen tra les  et cons idé ­
ra it  l 'un if icat ion  du  d ro i t  com m e é t a n t  s u r to u t  un aspect  de  la c o m m u n a u té  économ ique  
et polit ique.
.7. ten a i t ,  du  point de vue du  droit con s t i tu t io n n e l ,  pour  impossible de
parven ir  a une  unificat ion  d u  droit ]*énal, parce que les corps législatifs de c h aq u e  E ta t  
sc t ro u v era ien t  pour  cela placés d ev an t  la nécessité d 'u n e  réception  en bloc d 'u n  code p<und* 
Sa proposi t ion  é ta i t  (hua:: r a p p ro ch em en t ,  au  lieu d 'u n i f ic a t io n .d u  dro i t  f)énal, y Compris 
la loi pénale  bulgare  de  1 MM.
p ensa i t  que les idées fondam en ta les  des t ro is  sy s tèm es  ju r id iq u es  é ta ien t  
d é jà  p ro fo n d ém en t  a llem andes  e t  que l 'un ifo rm isa tion  p o u rra i t  a ider  à  s 'opposer  plus 
fermement a u x  ^conception é trangères* .
.4//rrd (Hudapcst)  e t  / ' 'ba/rr (Halle  su r  Saale) é ta ien t  en t iè re m en t
opposés à l 'idée d 'u n  code pénal  co m m u n  p our  la Hongrie ,  l 'A u tr iche  e t  l 'A llem agne:  des 
t e n ta t iv e s  d 'u n ifo rm isa t io n  pourraient  faciüoment p o r te r  a t t e in te  à  la so u v e ra in e té  et à  
l ' indé])endanco des E ta t s  su r  les poin ts  les plus sensibles.
t '  e s t  l 'h is torié  e lle-même qui d ev a i t  fournir la c r it ique  la plus a igue  des e ffo r ts  
d 'un if ica t ion .
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СТРЕМЛЕНИЯ К СОЗДАНИЮ ЕДИНОГО СРЕДНЕ-ЕВРОПЕЙСКОЮ 
УГОЛОВНОГО ПРАВА ( ) 9 ! 4 - ] 9 ) 7 )
Д-р. ФЕРЕНЦ ШИК 
доцент
(Резюме)
В ИН4 г. Ф/?ян;; ;/;он Дней; внес предложение к созданию средне-европейской 
конфедерации. А в НПО г. ироф. Елеишниу ноошрал немецких. австрийских и вен­
герских союзников к устранению различии и подлети реформ но уголовному нраву 
ч к его унификации. По его мнению, в связи с стремлением к обновлению уголов­
ною нрава одновременно в Швейцарии, Австрии и Венгрии, ограничение националь­
ного законодательства почти прекратилось. Переработка венгерского предложении 
Ш74 года показывает на то, что и в Венгрии хотели достичь австрийского или 
немецкого развития.
С венгерской стороны ЛндФе/н; принципиально был согласен с изложением 
Глейнтаха, но с некоторой оговоркой. Внлгелм Код трезво указал на то, что вооду­
шевление военных времен не будет достаточно, чтобы окончить трудную работу 
реформ.
i foc te компетентной критики Кала нужно было определенное время, чтобы 
сторонники унификации уголовною права были готовы опять представить свои 
предложении. Франц фон Лист высказался опять в ИН7 г. По ею мнению, дли 
единого средне-европейского уголовною нрава надо исходить из культурною 
сообщества народов союзных стран. Далее торочил создание единою уголовною 
законода тсльства для центральных держав, в унификации нрава он видел только 
одну сторону экономического и политическою соединения.
С точки зрения государственного нрава. /У. /олШнднШн; считал невозможным 
осуществление унификации уголовною нрава потому, что в этом случае законо­
дательные органы отдельных стран были бы вынуждены принять уголовный кодекс 
в целом. Поэтому он предложил вместо унификации только сближение в области 
уголовного нрава, имея в виду и болгарский уголовный кодекс ГЧОб года.
.Пнпннг/мщнс/? считал, что основные принципы трех правовых систем и так 
являются немецкими и вследствие унификации можно было легче выступать против 
..чужих взглядов".
.4л^/н-о Делении; (Нудаиешт) и .4узрен; Фнпзе/; (Халле над Сале) по существу 
выступили против общего уголовною кодекса Венгрии, Австрии и Германии, пото­
му что попытки соглашения могли бы задеть чувствительную струнку суисрснптст- 
ных прав и независимости государств.
Стремления к унификации были иодвер; нуты самой резкой критике историей.
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